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Impulspapier 

„Reduktion von Baulandüberhängen in Außenbereichen“ 

Ausgangslage: Baulandhortung als raumplanerische Herausforderung 
Die Baulandreserven (gewidmetes, aber unbebautes Bauland) in Österreich sind beträchtlich. Das 
gewidmete Netto-Bauland (= ohne Straßenflächen) umfasst für das Jahr 2022 eine Fläche von 318.238 
ha (= 3.182 km²), wovon beachtliche 67.142 ha – ein Anteil von 21,1 % – unbebaut sind. Das Ausmaß 
variiert regional erheblich und reicht von 33,2 % im Burgenland bis 15,0 % in Salzburg und 7,7 % in 
Wien. Bei den Bezirken weisen die höchsten Anteile an Baulandreserven das Süd- und 
Mittelburgenland auf, im Bezirk Güssing beträgt der Anteil über 40 %, in Oberwart, Jennersdorf und 
Oberpullendorf über 30 %. Geringe Baulandreserven (unter 15,0 %) gibt es vorwiegend in urbanen 
Bezirken bzw. Städten – in Graz, Wels, Linz und Salzburg sowie allen Wiener Gemeindebezirken, aber 
auch in den Bezirken Salzburg-Umgebung, Kufstein und Kitzbühel (ÖROK Atlas). 

Abbildung: Anteil der Baulandreserven am Bauland insgesamt 2022 (ÖROK Atlas) 

 
Von 2014 bis 2022 gab es in allen Bundesländern ein Rückgang der Baulandreserven (Österreich: -3,8 
Prozentpunkte bzw. -8.791,9 ha). Auf Bezirksebene verzeichnet den höchsten Rückgang an 
Baulandreserven mit -14,2 Prozentpunkten der Bezirk Rust, gefolgt von den Kärntner Bezirken St. Veit 
an der Glan (-11,8 Prozentpunkte) und Feldkirchen (-9,7 Prozentpunkte) sowie Landeck (-9,4 
Prozentpunkte). Zuwächse wurden nur in urbanen Bezirken verzeichnet (ÖROK Atlas). 
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Abbildung: Bauland und Anteil Baulandreserven 2014, 2017, 2020 und 2022 (ÖROK Atlas) 

 
In Österreich stehen 2022 rund 67.142 ha Baulandreserve zur Verfügung, was ein gewaltiges Potential 
darstellt, etwa wenn es im Verhältnis mit dem Ziel der 2,5 ha/Tag Flächeninanspruchnahme gesehen 
wird. Bei einer konstanten Flächeninanspruchnahme von 2,5 ha/Tag würden die Baulandreserven in 
knapp 74 Jahren aufgebraucht werden. Eine wesentliche raumplanerische Herausforderung für die 
kommenden Jahre wird deshalb der Umgang mit unbebauten Bauflächen sein. Einerseits werden 
geeignete Bauflächen innerhalb der Siedlungsbereiche zu mobilisieren sein, wobei in den letzten 
Jahren mehrere Instrumente und Maßnahmen zur Baulandmobilisierung in den 
Raumordnungsgesetzen (ROG) der Länder verankert wurden. Dabei sind die Gründe für das Horten 
von Bauland vielfältig, die bei Lösungsansätzen zu berücksichtigen sind. 

Abbildung: Bisherige Verhinderungsgründe (Bebauung oder Verkauf) (Linkeseder, Merkmale und 
Ursachen der Nichtverfügbarkeit unbebauten Wohnbaulandes, Diplomarbeit TU Wien, 2020, S 110). 
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1. Rückwidmungen als raumplanerisches Ziel 
Auch wenn allen Baulandwidmungen eine planungsfachliche und aufsichtsbehördliche Überprüfung 
zugrunde liegt, die unter anderem eine Eignungsprüfung umfasst, ist davon auszugehen, dass nicht das 
gesamte Baulandpotenzial mobilisiert werden soll. Demzufolge wird unbebautes Bauland auch 
rückzuwidmen sein. In diesem Sinne sieht die Bodenstrategie für Österreich 
(OEREK_Bodenstrategie2024.pdf (land-oberoesterreich.gv.at)) eine „Reduktion von 
Baulandüberhängen in Außenbereichen“ als Ziel vor: „Ein wesentlicher Ansatzpunkt für eine 
flächensparende Siedlungsentwicklung ist die Rücknahme der beträchtlichen Baulandüberhänge in 
den Gemeinden, ... Da diese Flächen einerseits für bedeutende Grünraumfunktionen erforderlich sein 
können und andererseits nicht durchwegs geeignete Baulandreserven darstellen, soll unbebautes 
Bauland in Außenbereichen verstärkt in Grünland rückgewidmet werden.“ (Punkt 4.4.4) 

Im kommunalen Bodenschutzplan des Gemeindebundes wird ebenfalls Rückwidmungen besondere 
Bedeutung beigemessen. Als erste Maßnahme wird die „Erleichterungen für Rückwidmungen von 
Baulandüberschüssen durch die Gemeinden“ gefordert (entwurf-kommunaler-bodenschutzplan-
19032024-neu.pdf (gemeindebund.at)). Nachdem nicht das gesamte unbebaute Bauland hochwertige 
Baulandreserven darstellt (die es zu mobilisieren gilt), werden Rückwidmungen somit künftig wichtige 
Planungsmaßnahmen sein.  

Welche Flächen in den Gemeinden tatsächlich rückgewidmet werden, stellt erhebliche Anforderungen 
an die Grundlagenerhebung und -bewertung. Die jeweiligen Eigenschaften der Baulandreserven 
können sich deutlich unterscheiden, etwa hinsichtlich Alter der Baulandwidmung, Eigentümerstruktur, 
Lage im Siedlungsgebiet und insb. den Eignungskriterien. Allein die Lage der Baulandreserven im 
Siedlungsgebiet erfordert dahingehend Spezifizierungen, als wohl nur unbebaute Bauflächen in 
Außenbereichen für Rückwidmungen in Frage kommen. 

Abbildung: Kategorisierung der Baulandreserven hinsichtlich ihrer Lage im Gemeindegebiet 
(Siedlungsflächenpotenziale für eine Siedlungsentwicklung nach innen (ethz.ch)) 

 
 

Baulandwidmungen müssen grundsätzlich für die spezifischen Baulichkeiten geeignet sein. Die 
erforderliche Baulandeignung kann sich über die Jahre verändern, wobei im Zusammenhang mit 
Rückwidmungsüberlegungen zwischen Eignungskriterien zu unterscheiden ist, die unmittelbar (insb. 
Naturgefahren, Hangneigungen, Lärmbelastung) bzw. nur bedingt wirksam werden 
(Grundstücksstruktur und -zuschnitte, Erschließungsmängel). 
  

https://www.land-oberoesterreich.gv.at/Mediendateien/Formulare/Dokumente%20LWLD%20Abt_RO/OEREK_Bodenstrategie2024.pdf
https://gemeindebund.at/website2020/wp-content/uploads/2024/03/entwurf-kommunaler-bodenschutzplan-19032024-neu.pdf
https://gemeindebund.at/website2020/wp-content/uploads/2024/03/entwurf-kommunaler-bodenschutzplan-19032024-neu.pdf
https://raumplus.ethz.ch/de/download/Abschlussbericht_RaumPlus_SZ.pdf
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Abb.: Baulandreserven – Bebaubarkeit in Finkenstein (Heindl, Diplomarbeit, TU Wien, 2020, S 21) 

Neben der Eignung der jeweiligen Flächen für Bauland ist bei Umwidmungen verstärkt zu 
berücksichtigen, dass die bestehende Grünlandnutzung relevante Funktionen erfüllt, die durch eine 
künftige Bebauung beeinträchtigt werden könnte. So kommt der Ernährungssicherheit und der 
Bodengüte, den Retentionsbereichen, den Kaltluftschneisen oder der für Biodiversität wichtigen 
Flächen zunehmend öffentliches Interesse zu, das in einigen Fällen Plankorrekturen erfordern wird. 

2. Rückwidmungen als planungsrechtliche Herausforderung 
„Die Planung im Rechtsstaat ist an rechtliche Grenzen gebunden und unterliegt einer Kontrolle nach 
Rechtsmaßstäben, der angesichts der Betroffenheit des Einzelnen ein besonderes Rechtschutzbedürfnis 
zugrunde liegt.“ (Berka, FLWP auf dem Prüfstand, 1996) 

Bei einer Umwidmung von Bauland in eine Widmungsart, die wenige oder keine Bauführungen zulässt 
(insb. Grünlandwidmungen), gehen die raumplanungsrechtlichen Nutzungsmöglichkeiten und die 
damit verbundenen Liegenschaftswerte deutlich zurück („Rückwidmung“). 

2.1. Raumordnungsgesetzliche Bestimmungen zu Rückwidmungen 

Die Raumordnungsgesetze (ROG) der Bundesländer enthalten unterschiedliche Bestimmungen für 
Planänderungen und Rückwidmungen. Teilweise enthalten die ROG spezifische Verpflichtungen zur 
Planänderung oder zur Rückwidmung (z.B. in Gefahrenzonen), teilweise sind die allgemeinen 
gesetzlichen Änderungsbestimmungen für Flächenwidmungspläne anzuwenden.  

Allgemein sind Umwidmungen grundsätzlich raumordnungsrechtlich zulässig oder gar geboten, aber 
jedenfalls an spezifische Voraussetzungen gebunden, die den Gemeinden in unterschiedlicher Weise 
ermöglichen oder gebieten, auf geänderte Rahmenbedingungen zur reagieren. Da schon aus dem 
verfassungsrechtlichen Gleichheitsgrundsatz das „Prinzip der Bestandskraft der Pläne“ sowie das 
„Prinzip des Vertrauensschutzes“ ableitbar sind (Vgl. Berka, Flächenwidmungspläne auf dem 
Prüfstand, 1996, S 75), wird zum Schutz des Vertrauens auf die Beständigkeit von 
Flächenwidmungsplänen deren Abänderbarkeit beschränkt (Vgl. Pernthaler, Raumordnung und 
Verfassung, 1990, S 479). Gemeinden haben grundsätzlich das Recht, Flächenwidmungspläne 
abzuändern, um auf Änderungen „angesichts einer geänderten Wirklichkeit, falscher Prognosen, 



REDUKTION VON BAULANDÜBERHÄNGEN IN AUßENBEREICHEN 

Seite 5 von 6 

besserer oder neuer Einsichten oder anderer politischer Absichten“ (Fröhler/Oberndorfer, 
Österreichisches raumordnungsrecht II, 1986, S 121) zu reagieren. Ein Vergleich aller 
raumordnungsrechtlichen Bestimmungen verdeutlicht bezüglich Rückwidmungen unterschiedliche 
Formen (Vgl. Kanonier, Änderung von Flächenwidmungsplänen, 1998, S 81 ff) 

• keine Regelungen versus detaillierten Rückwidmungsregelungen, 
• unterschiedlichen Anwendungsbereichen, insb. bei Naturgefahren und Befristungen, 
• unterschiedlichen Entschädigungspflichten (Wertverlust, frustrierte Aufwendungen). 

Einzelne Bundesländer sehen zusätzliche Sonderregelungen für Rückwidmungen vor. Eine 
Umwidmung von Bauland in Grünland ist gemäß § 44 Abs 3 Slbg ROG nur zulässig, wenn seit der 
letztmaligen Ausweisung zumindest fünf Jahre verstrichen sind. Dies gilt nicht für Änderungen gemäß 
Abs 1 Z 2 und 3 Slbg ROG oder auf Anregung des Grundeigentümers. 

Alle Bundesländer sehen bei Rückwidmungen als Ausgleich für die vermögensrechtlichen Nachteile in 
ihren ROG Entschädigungen – in unterschiedlichem Ausmaß – vor. Bei der Festlegung des Umfangs 
allfälliger Entschädigungen kommt – im Rahmen der verfassungsrechtlichen Vorgaben – dem 
Gesetzgeber ein gewisser Gestaltungsspielraum zu. Einige ROG sehen spezifische Bestimmungen vor, 
die aus inhaltlich-fachspezifischen Gründen eine Entschädigung ausschließen. Diese ROG sehen bei 
besonderen öffentlichen Interessen, die in der Regel Naturgefahren mit hohem Gefahrenpotential 
betreffen, keine Entschädigungen vor. So sind in Bereichen, für die ein Baulandwidmungsverbot 
infolge Naturgefahren gilt, keine Entschädigungen zu leisten. 

2.2. Höchstgerichtliche Judikatur 

Der Rechtsprechung des VfGH kommt insb. bei Rückwidmungen besondere Bedeutung zu, da die 
raumordnungsrechtlichen Bestimmungen bei konkreten Anlassfällen teilweise unklar sind. Im 
Vergleich zu allgemeinen Planänderungen bei Umwidmungen gelten bei Rückwidmungen infolge des 
Umfangs der Nutzungsbeschränkungen und des damit verbundenen Eingriffs ins Grundrecht auf 
Eigentum gemäß Art 5 StGG besondere Anforderungen. Grundsätzlich ist eine schlüssige Begründung 
notwendig, weshalb eine Rückwidmung genau des betreffenden Grundstückes erforderlich ist. 
Ausgehend von einer nachvollziehbaren Grundlagenforschung ist im Rahmen der erforderlichen 
Interessenabwägung die Rückwidmung unter Bedachtnahme auf die bisherige Nutzung zu begründen, 
wobei – in deutlich stärkerem Umfang als bei sonstigen Widmungsentscheidungen – die Interessen 
der Grundeigentümer:innen zu berücksichtigen sind. 

Die Rechtsprechung des VfGH verdeutlicht, dass Rückwidmungen sachlicher Natur und von den 
raumordnungsrechtlichen Vorgaben getragen sein müssen. Fachliche Gründe für Rückwidmungen 
müssen so stark sein, dass sie die Interessen der Grundeigentümer:innen an der Beibehaltung der 
Baulandwidmung überwiegen. Dabei kommt nicht nur den Raumordnungszielen und den 
Widmungsverboten im ROG Bedeutung zu, sondern auch den jeweiligen Bestimmungen in 
verbindlichen überörtlichen Plänen sowie insb. in den Räumlichen Entwicklungskonzepten.  

Eine ausreichende Grundlagenforschung im Hinblick auf das konkrete Grundstück ist eine fachliche 
Voraussetzung für eine rechtskonforme Interessenabwägung. Eine sachliche Rechtfertigung erfordert 
eine umfassende Begründung für die Rückwidmung gerade dieser Baufläche in Grünland, wobei 
nachzuweisen ist, dass der Nutzen für die Gemeinde beträchtlich ist. Zu prüfen ist von Planungsträgern 
vor einer Rückwidmung, ob nicht Maßnahmen mit geringerer Eingriffsintensität eine ähnliche Wirkung 
erzielen. Allein die Verringerung eines Baulandüberhanges wäre kein ausreichender Grund. Wenn 
nachweisbar ist, dass die neue Grünlandwidmung für eine besondere Nutzung erforderlich ist, wie z.B. 
für Skipisten oder Retentionsbereiche, können allerdings ausreichende öffentliche Interessen für 
Rückwidmungen vorliegen. 

Aus der Rechtsprechung des VfGH ist bezüglich Rückwidmungsbegründung zu unterscheiden, ob im 
Einzelfall Entschädigungen zu zahlen sind oder nicht. Durch Entschädigungen werden die Interessen 
der Grundeigentümer:innen abgegolten, was in diesen Fällen zur Folge hat, dass die Anforderungen 
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an die jeweilige Interessenabwägung und entsprechende Planbegründungen reduziert sind. 
Vereinfacht gesagt können Rückwidmungen leichter erfolgen, wenn die Grundeigentümer:innen 
entschädigt werden. 

3. Rückwidmungen als künftige Aufgabe 
Rückwidmungen zählen bislang in der kommunalen Planungspraxis tendenziell zu den eher selten 
angewendeten Planungsmaßnahmen. Umfangreiche Rückwidmungen scheitern vielfach an 

• Entschädigungsbestimmungen im ROG, 
• Fachlichen Anforderungen entsprechend dem Sachlichkeitsgebot, 
• Politischem Willen zur Reduktion von Bauland. 

Rückwidmungen werden in der Praxis – wenn überhaupt – oftmals nur in Sonderfällen (insb. Im 
Zusammenhang mit Naturgefahren) oder bei kleinräumigen Anpassungen durchgeführt. 

In jüngster Zeit kommt Rückwidmungen im Zusammenhang mit „Flächensparen“ – zumindest auf 
strategischer Ebene – zunehmend Bedeutung zu. Nach der Bodenstrategie für Österreich sollen 
Rückwidmungen „insbesondere für Liegenschaften intensiviert werden, die für besondere 
(landwirtschaftliche, klimatische, ökologische) Freiflächenfunktionen oder zum Schutz vor 
Naturgefahren benötigt werden bzw. eine geringe Standorteignung aufweisen. (Punkt 4.4.4) Auf der 
Maßnahmenebene wird in der Bodenstrategie gefordert, die raumordnungsgesetzlichen 
Bestimmungen für – insb. entschädigungslose – Rückwidmungen inhaltlich zu erweitern, insb. um 
(neue) öffentliche Interessen bezüglich Grünraumfunktionen, wie landwirtschaftliche Vorrangzonen 
oder multifunktionale Grünzonen. 

Klärungsbedürftig ist diesbezüglich österreichweit, ob die (neuen) Grünraumfunktionen ausreichende 
öffentliche Interessen darstellen, um Rückwidmungen zu legitimieren, also rechtfertigt eine 
Kaltluftschneise oder ein hochwertiger Boden eine Rückwidmung in Grünland bzw. in welchen 
Ausprägungen müssen solche Kriterien vorliegen, um die Bestandkraft der Baulandwidmung und das 
dahinterstehende Grundrecht auf Eigentum zu durchbrechen? Dabei ist zu beachten, dass die 
einzelnen Grünraumfunktionen in Kombination vorkommen können. Grundsätzlich ist somit eine 
verfassungsrechtliche Einschätzung und schlussendliche Klärung notwendig, welche öffentlichen 
Interessen des Grünlands – in welcher Ausprägung – künftig Rückwidmungen rechtfertigen – und 
welche nicht. Dabei sollten über grundsätzliche Voraussetzungen für Rückwidmungen hinausgehend 
möglichst praxisnahe Anwendungsfälle (z.B. Hangwasser, gelbe Gefahrenzonen, Restrisikobereiche, 
hochwertige Böden, Kalt- und Frischluftschneisen) geklärt werden können. Zusätzlich wäre zu klären, 
ob und in welcher Form durch solche Rückwidmungen allfällige Entschädigungen zu leisten sein 
werden. 

Die Klärung dieser fachlichen und in der Folge rechtlichen Fragen ist Voraussetzung für umfassende 
Rückwidmungen in der Praxis. Da die Herausforderungen eine Vielzahl von Gemeinden betreffen, wäre 
eine österreichweit abgestimmte Vorgangsweise zweckmäßig. Rechtliche Unsicherheiten bei diesen 
Fragestellungen würden Gemeinden – zu Recht – abschrecken Rückwidmungen durchzuführen, die in 
der Regel ohnehin gesellschaftlich und kommunalpolitisch anspruchsvoll sind. Die Gemeinden sollten 
hinsichtlich Rückwidmungsmöglichkeiten und -grenzen umfassend beraten und unterstützt werden. 
Es ist zu vermeiden, dass jede Gemeinde für sich grundlegende Rechtsfragen klären muss. 

Wien, 30.10.2024    Univ.-Prof. Dr. Arthur Kanonier 

Dieses Impulspapier wurde im Rahmen der Regionen-Dialog-Plattform, finanziert durch Mittel des 
Ministeriums für Land- und Forstwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft, erstellt. 
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